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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 1991/92 von der rechts-
wissenschaftlichen Fakultät der Universität Konstanz als Dissertation ange-
nommen. Das Manuskript wurde im Dezember 1991 abgeschlossen. Rechtspre-
chung und Literatur sind bis zu diesem Zeitpunkt berücksichtigt. 

Zu der Arbeit wurde ich im Verlaufe meiner Rechtspraktikantenzeit in Neu-
seeland und Australien angeregt. In diesen beiden Ländern lernte ich die im 
Verhältnis zum deutschen Recht bestehenden Unterschiede im Familienrecht 
und insbesondere den grundlegend anderen, innovativen Ansatz der rechtlichen 
Behandlung der nichtehelichen Lebensgemeinschaft kennen. Die Bearbeitung 
der rechtsvergleichenden ThemensteUung wurde mir durch ein Stipendium der 
Graduiertenförderung des Landes Baden-Württemberg ermöglicht. 

Meinem Doktorvater, Herrn Prof. Stein, danke ich für seine Hinweise und 
Gespräche, die insbesondere die Auseinandersetzung mit den verfassungs-
rechtlichen Aspekten dieser Arbeit wesentlich gefördert haben. Ebenso danke 
ich Herrn Prof. Hausmann für die Übernahme des Zweitgutachtens. 

Die Bearbeitung des Themas führte mich auch für einige Monate nach Au-
stralien. Hier gilt mein Dank Prof. Snyman, der in Brisbane den Kontakt zu 
vielen anregenden Diskussionspartnern an der Queensland Law School her-
stellte. In dankbarer Erinnerung bin ich vor allem dem Australian Institute of 
Family Studies in Melboume verbunden. Dort erleichterten mir die Mitarbeiter 
Margaret, Belinda, George, Andrew, Catherine, Katie, Carol ... mit zahlreichen 
wertvollen Hinweisen das Zurechtfinden in der Literatur des unvertrauten 
Rechtssystems. Die Teilhabe auch am "social life" des Instituts ließen diesen 
Forschungsaufenthalt zu einem kulturell und persönlich bereichernden Erlebnis 
werden. 

Dank ebenso an J udy, die mich durch ihre herzliche Aufnahme in ihrem 
Haus rasch in Melboume heimisch werden ließ und damit optimale Vorausset-
zungen für das Gelingen meiner Arbeit schuf. 

Konstanz, im August 1992 Heike Stintzing 
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A. Einleitung 

Die nichteheliche Lebensgemeinschaft ist ein gesellschaftliches Phänomen, 
das sich während der letzten beiden Jahrzehnte in den verschiedensten Formen 
und Ausgestaltungen immer stärker entwickelt und ausgebreitet hat. 

Die vorliegende Arbeit befaßt sich mit einem Vergleich der rechtlichen Be-
handlung dieser Form des Zusammenlebens in der Bundesrepublik Deutsch-
land und Australien. 

Maßgebend für die Wahl Australiens als Vergleichsland waren folgende 
zwei für einen Vergleich wichtige Faktoren: Einerseits handelt es sich um ein 
Land des westlichen Kulturkreises, dessen gesellschaftliche Strukturen somit 
mit denen der deutschen Gesellschaft vergleichbar sind; andererseits aber un-
terscheidet sich die dortige rechtliche Regelung der nichtehelichen Lebens-
gemeinschaft von der Rechtslage im deutschen Recht grundlegend; ein Ver-
gleich erscheint somit sinnvoll. 

Die gravierendsten Unterschiede beider Regelungen bestehen auf den 
Gebieten des Verfassungsrechts, der Unterhaltsansprüche, der postkonkubina-
tären! Auseinandersetzung, des Verhältnisses von einer Ehe zu einer nach-
folgenden nichtehelichen Lebensgemeinschaft sowie der rechtlichen Stellung 
nichtehelicher Eltern. Das australische Recht läßt auf diesen Gebieten die 
Folgen einer rechtlichen Anerkennung der nichtehelichen Lebensform deutlich 
hervortreten. Die an die nichteheliche Lebensgemeinschaft in anderen Rechts-
gebieten geknüpften Konsequenzen stellen häufig eine Folge der in den oben 
genannten Gebieten vorgenommenen Einordnung nichtehelicher Lebensge-
meinschaften dar. Die unterschiedliche Behandlung dieser Lebensform in den 
beiden Rechtssystemen spiegelt in den oben genannten Gebieten die grund-
sätzlich unterschiedliche Einstellung zu der Frage wider, welche rechtliche 
Beurteilung der nichtehelichen Lebensform angemessen ist. Die ausgewählten 
Rechtsgebiete umfassen die Problemkreise, die für eine derartige persönliche 
und wirtschaftliche Beziehung grundlegend und spezifisch sind. Daher wird 
sich die vorliegende Bearbeitung auf diese zentralen und entscheidenden Ge-
biete beschränken. 

Dieser Begriff bezieht sich auf Ansprüche. die nach dem Ende der nichtehelichen 
Lebensgemeinschaft zwischen den Partnern bestehen können. 



20 A. Einleitung 

Ziel der Arbeit ist weniger eine detaillierte deskriptive Darstellung der un-
terschiedlichen rechtlichen Konstruktionen zur Lösung der Probleme einer 
nichtehelichen Lebensgemeinschaft, als vielmehr die Prüfung, inwieweit 
Lösungsansätze des australischen Rechts auf das deutsche Recht übertragbar 
sind. Dabei ist nicht eine Erörterung der Probleme beabsichtigt, die sich aus 
den Unterschieden zwischen dem kodifizierten deutschen Recht und dem 
angelsächsisch geprägten australischen Case Law ergeben. Im Vordergrund 
steht vielmehr die Untersuchung der Übertragbarkeit der gedanklichen Kon-
zeptionen, die den australischen Regelungen zugrundeliegen. 

In den einzelnen Kapiteln werden jeweils Fragestellungen und rechtliche 
Lösungen des deutschen und des australischen Rechts einander gegenüber-
gestellt. Zuvor aber werden in den folgenden beiden Kapiteln die relevanten 
gesellschaftlichen Aspekte erörtert, um im Zusammenhang mit der rechtlichen 
Diskussion der nachfolgenden Kapitel ein umfassendes Verständnis des 
Phänomens der nichtehelichen Lebensgemeinschaft in beiden Ländern zu 
ermöglichen. Die Ergebnisse der Gegenüberstellung werden im letzten Kapitel 
dargestellt. 



B. Die nichteheliche Lebensgemeinschaft in der Gesellschaft 

Gesellschaftliche Faktoren nehmen Einfluß auf rechtliche Bedingungen und 
Entwicklungen. Dies gilt in besonderem Maße für einen Lebenssachverhalt wie 
die nichteheliche Lebensgemeinschaft. Da das Recht sich nicht losgelöst von 
den gesellschaftlichen Faktoren entwickelt, sind diese in die Überlegungen ein-
zubeziehen. 

J. Deutschland 

1. Soziologische Daten zur nichtehelichen Lebensgemeinschaft 

Zunächst soll versucht werden, Motive, Vorstellungen und die Situation der 
nichtehelichen Lebensgemeinschaft in der Gesellschaft an Hand einiger sozio-
logischer Daten zu verdeutlichen. 

In Deutschland nahm im Zeitraum von 1972 - 1982 die Anzahl der in nicht-
ehelicher Lebensgemeinschaft lebenden Personen insgesamt um 277 % zu, 
wobei sich die Zahl der unter 24 Jahre alten Partner verzehnfacht hat l . Allein in 
den Jahren 1983 - 1985 steigerte sich die Gesamtzahl nochmals um 1/32• In 
absoluten Zahlen ausgedrückt ergibt dies nach einer Hochrechnung der Mikro-
zensusdaten von 19723 eine Zahl von 273.000 Partnern, die in nichtehelicher 
Lebensgemeinschaft zusammenleben, während es 1985 schon 1.372.000 Perso-
nen waren. Für das Jahr 1989 gehen die Schätzungen von vier Millionen Men-
schen aus, die diese Lebensform wählten4• Demgegenüber nimmt das Statisti-
sche BundesamtS auf der Grundlage von Schätzungen, die auf Ergebnissen des 
Mikrozensuses beruhen, für 1988 nur 1.640.000 Personen an, die nichtehelich 
zusammenleben. Diese divergierenden Zahlen sind auf eine mangelnde Defini-
tion dessen zurückzuführen, was als nichteheliche Lebensgemeinschaft zu ver-
stehen ist. Zudem werden die Zahlen zur Verbreitung der nichtehelichen 

BMJFG 1985, S. 8. 
2 Lieb 1988 S. A 14. 
3 Dabei sind diese Zahlen auf Grund der Fehlerpotentiale der Mikrozensusbefragung unge-

nau und eher höher anzusetzen (vgl. Höhn 1988, S. 1 f). 
4 O.V. in DM 1990, S. 34; vgl. Kap. B.II.3. m Australien. 

Statistisches Bundesamt 1990, S. 58. 
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